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I 
Die Verwirklichung eines Konzepts zur Durchsetzung einer glo­
balen Entwicklungsstrategie, die allen Staaten der Erde nutzen 
soll, setzt das Vorhandensein eines globalen Verantwortungsbe­
wußtseins aller für alle voraus. Dies ist keinesfalls selbstver­
ständlich. Es ist eines der großen Verdienste des Systems der 
Vereinten Nationen, seit nunmehr nahezu vier Jahrzehnten un­
ablässig für die noble humanitäre Idee einer weltweiten Solida­
rität zu werben und den institutionellen Rahmen bereitzustellen, 
innerhalb dessen Entwicklungskonzepte, die alle Länder und 
alle Menschen betreffen, erarbeitet werden können. 
Trotz der nicht ermutigenden Erfahrungen mit den beiden vor­
ausgegangenen Proklamationen der Entwicklungsdekaden für 
die sechziger und siebziger Jahre hat die Generalversammlung 
am 5. Dezember 1980 erneut eine UN-Entwicklungsdekade für 
die Jahre 1981 bis 1990 verkündet1. War das Programm für die er­
ste Dekade noch weitgehend von simplen quantitativen Zielen 
gekennzeichnet, so reflektierte die differenziertere Internatio­
nale Entwicklungsstrategie für das Zweite Entwicklungsjahr­
zehnt schon eher die Zweifel an dem Sinn eines im wesentlichen 
auf die möglichst rasche Wiederholung des wirtschaftlichen 
Wachstumsprozesses der Industrieländer orientierten Entwick­
lungsmodells. Zwar enthielt sie selbstverständlich ebenfalls glo­
bale integrierte Wachstumsziele für die Gruppe der Entwick­
lungsländer, aber auch schon eigene Komponenten für den 
Landwirtschafts- und Industriesektor. Völlig neu indessen — 
wenn auch noch wenig artikuliert — war die Einbeziehung von 
Wissenschaft und Technologie als Element der Strategie für die 
siebziger Jahre2 . 
In der von der Generalversammlung beschlossenen Internatio­
nalen Entwicklungsstrategie für die Dritte Entwicklungsdekade 
der Vereinten Nationen nehmen die Themengruppen Wissen­
schaft und Technologie sowie Energie einen relativ breiten 
Raum ein. Von den insgesamt 180 Ziffern des Strategietextes be­
fassen sich neun (117—125) mit Wissenschaft und Technologie. 
Die Unsicherheit über eine politisch allseits annehmbare Rolle 
der Energie in einem weltweiten wirtschaftlichen Entwicklungs­
konzept wird aus der starken Klausulierung der beiden einzigen 
diesem zentralen Thema gewidmeten Ziffern (126, 127) deut­
lich. 

II 
Selbst in den Industrieländern, die schließlich ihre Industriali­
sierung der systematischen Anwendung der Ergebnisse von wis­
senschaftlich-technischer Forschung verdanken, ist Wissen­
schaft und Technologie erst spät als eigenständiger volkswirt­
schaftlicher Entwicklungsfaktor anerkannt worden. Noch Mitte 
der sechziger Jahre verfügten die meisten Mitglieder der OECD 
— der Organisation der marktwirtschaftlich verfaßten Indu­
strieländer — nicht über ein selbständiges Forschungs- und 
Technologie-Ministerium. Wie noch heute in der Mehrzahl der 
Entwicklungsländer wurde dieses Ressort vom jeweiligen Bil­
dungsministerium mitbetreut. 
In der Rückschau ist es daher um so erstaunlicher, daß bereits 
im selben Jahr 1963, in dein die OECD in Paris ihre erste Mini­
sterkonferenz abhielt für diejenigen in ihren Mitgliedsländern, 
die auf Kabinettsebene für Wissenschaft und Technologie ver­
antwortlich zeichneten, die Vereinten Nationen in Genf eben­
falls erstmals unter dem Entwicklungsländeraspekt eine Welt­
konferenz diesem Thema widmeten3. Die Genfer Konferenz 
kann als Ausgangspunkt angesehen werden für die systemati­

sche Behandlung von wissenschaftlichen und technologischen 
Fragestellungen in den verschiedenen entwicklungspolitischen 
Gremien des Systems der Vereinten Nationen4. Sie war keine po­
litische Konferenz. Sie war deshalb auch nicht, wie man dies 
heute nennt, akt ionsorient ier te Statt dessen hat sie versucht — 
mit Hilfe von nicht weniger als 1839 Diskussionspapieren, durch 
die Projektion von rund 250 Filmen und durch die Ausstellung 
von 6 000 Büchern und Zeitschriften —, das weite Spektrum von 
Wissenschaft und Technologie unter dem besonderen Aspekt ih­
rer Anwendbarkeit auf die Probleme von Entwicklungsländern 
faßlich darzustellen. In der von Polemik nicht immer freien, här­
teren und weitgehend politisch orientierten Nord-Süd-Diskus­
sion der siebziger Jahre wurde die Genfer Konferenz aus dem 
Jahr 1963 leicht verächtlich als >Supermarkt< der Wissenschaft 
und der Technologie der Industrieländer apostrophiert, in dem 
die Entwicklungsländer eingeladen waren, sich nach Belieben 
als Kunden zu bedienen, ohne aber selbst in den wissenschaftli­
chen technischen Denkprozeß aktiv einbezogen zu sein. Mit die­
ser Kritik wird man dieser wichtigen Konferenz sicher nicht ge­
recht, sie zeigt aber schon symbolisch die Akzentverschiebung in 
der aktuellen Entwicklungsdiskussion, in der >Wissenschaft und 
Technologie< lediglich ein Faktor unter mehreren ist. 
Im Sinne des Zeitgeistes der sechziger Jahre hat der auf Grund 
einer Empfehlung der Genfer Konferenz geschaffene Bera­
tungsausschuß für die Anwendung von Wissenschaft und Tech­
nologie für die Entwicklung (ACAST) in jahrelanger Arbeit un­
ter enger Mitwirkung aller Sonderorganisationen des UN-Sy­
stems einen >Weltaktionsplan für die Anwendung von Wissen­
schaft und Technologie für die Entwicklung<5 entworfen. Der Be­
ratungsausschuß wurde vom Wirtschafts- und Sozialrat der Ver­
einten Nationen (ECOSOC) gebeten, die wichtigsten Elemente 
des Weltaktionsplans rechtzeitig für die Vorbereitung der Zwei­
ten Entwicklunsdekade der Vereinten Nationen auszuarbeiten6 . 
Der auch heute, zehn Jahre nach seiner Veröffentlichung, noch 
lesenswerte Weltaktionsplan hatte zwei wesentliche Orientie­
rungen: zum ersten den Vorschlag zu einem konzertierten inter­
nationalen Vorgehen gegenüber einer Reihe als vorrangig iden­
tifizierter Problemgruppen — Schaffung einer nationalen Wis­
senschafts- und Technologiepolitik sowie Bildung der zu ihrer 
Anwendung erforderlichen Institutionen, Ausbildung von Wis­
senschaftlern und Ingenieuren, Rohstoffe einschließlich Ener­
gie, Ernährung und Landwirtschaft, Industrie, Transport und 
Kommunikation, Habitat, Gesundheit, Bevölkerung, Anwen­
dung neuer Technologien —, zum zweiten die Modalitäten zur 
Finanzierung des Weltaktionsplans innerhalb der Zweiten Ent­
wicklungsdekade. 
Zu seiner Zeit konnte der Weltaktionsplan zweifellos als großer 
Wurf gelten. Erstmals war es gelungen, die großen Entwick­
lungsprobleme unter ihrem wissenschaftlich-technischen 
Aspekt darzustellen; erstmals auch war erreicht worden, daß alle 
Sonderorganisationen des UN-Systems sich auf ein gemeinsa­
mes Konzept bei der Identifizierung dieser Probleme einigten. 
Trotz dieser unbestreitbaren Vorzüge haftete dem Weltaktions­
plan ein großer Makel an, von dem er sich nie freimachen konn­
te. Er war nicht von den Regierungen ausgehandelt worden, son­
dern er war das Produkt von Expertenmeinungen und von Er­
fahrungen innerhalb der Sonderorganisationen. Der ACAST-
Weltaktionsplan wurde daher niemals von ECOSOC oder Gene­
ralversammlung formell gebilligt. Statt dessen wurden die 
ACAST-Empfehlungen zur Behandlung durch einen im Jahre 
1972 erstmals geschaffenen Regierungsvertreterausschuß für 
Wissenschaft und Technologie im Dienste der Entwicklung 
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(CSTD) weitergeleitet, der ganz bewußt als politisches Pendant 
zum wissenschaftlichen Beratungsausschuß gedacht war. Auch 
der neue Ausschuß hat sich indessen niemals im einzelnen mit 
den Empfehlungen des Weltaktionsplans befaßt. Im Hinblick auf 
das wachsende Bewußtsein hinsichtlich der Rolle von Wissen­
schaft und Technologie im Entwicklungsprozeß der Welt kam 
der CSTD zum Ergebnis, daß nicht ein Expertenbericht, sondern 
nur ein Konsens auf Regierungsebene mit Hilfe einer sorgfältig 
vorbereiteten politischen Weltkonferenz dem Thema gerecht 
werden könne. Diese Konferenz fand schließlich im August 1979 
in Wien statt. Es wäre jedoch verfehlt, den Eindruck entstehen 
zu lassen, der ACAST-Weltaktionsplan wäre eine völlig sinnlose 
Arbeit gewesen, weil er letztlich nicht von einem Regierungsver­
treterorgan verabschiedet worden ist. Es sollte nicht verkannt 
werden, daß der Weltaktionsplan als solcher in hoher Auflage in 
zahlreichen Übersetzungen eine weite Verbreitung gefunden hat 
und in regionale Pläne für Afrika, Asien und Lateinamerika um­
gearbeitet wurde. Weit wichtiger ist jedoch seine Wirkung auf 
das Abfassen von Aktionsplänen der Serie von Sonderkonferen­
zen, die das System der Vereinten Nationen in den siebziger Jah­
ren praktisch jeder der von ACAST als vorrangig für konzer­
tierte Weltaktionen dargestellten Problemgruppen gewidmet 
hat: Umwelt (Stockholm) 1972, Bevölkerung (Bukarest) 1974, Er­
nährung (Rom) 1974, Industrialisierung (Lima, Neu Delhi) 1975 
und 1980, Habitat (Vancouver) 1976, Beschäftigung (Genf) 1976 
und schließlich Wasser (Mar del Plata) 1977. 
Der Komplex Wissenschaft und Technologie im Dienste der Ent­
wicklung spielte darüber hinaus eine wichtige Rolle in der The­
menstellung der 6. und 7. UN-Sondergeneralversammlung, bei 
den Welthandelskonferenzen (UNCTAD) sowie bei der UNDP-
Konferenz über die technische Zusammenarbeit zwischen Ent­
wicklungsländern (Buenos Aires 1978). Naturgemäß stand es im 
Mittelpunkt der großen Regionalkonferenzen der UNESCO: MI­
NESPOL I (Paris) 1970, CASTAFRICA (Dakar) 1974, CAST-
ARAB (Rabat) 1976, MINESPOL II (Belgrad) 1979. 
Als letzte der großen Weltkonferenzen dieser Art in den siebzi­
ger Jahren und gewissermaßen am Vorabend der Dritten Ent­
wicklungsdekade sollte der Wiener Konferenz über Wissen­
schaft und Technologie im Dienste der Entwicklung im Sommer 
1979 die Rolle zufallen, eine Gesamtschau der von den genann­
ten Sonderkonferenzen behandelten Themen vorzunehmen un­
ter dem Gesichtspunkt, sie durch eine gezielte Anwendung von 
Wissenschaft und Technologie politischen Lösungen näherzu­
führen. 

III 
Die Wiener Konferenz, für die sich im amtlichen deutschen 
Sprachgebrauch fälschlicherweise die Bezeichnung »Weltwis-
senschafts- und Technologiekonferenz< (WWTK) eingebürgert 
hat, hatte wenig mit dem Inhalt von Wissenschaft oder Technolo­
gie zu tun. Sie stand ganz im Zeichen der Schaffung der neuen 
Weltwirtschaftsordnung, wie sie während der 6. und 7. Sonderge­
neralversammlung der Vereinten Nationen konzipiert worden 
war7. Dementsprechend standen in Wien nicht inhaltliche Fra­
gen von Wissenschaft und Technologie sozusagen als Lösungs­
potential der anstehenden Weltprobleme im Vordergrund, son­
dern es ging im wesentlichen um Verfahrensfragen, um organi­
satorische Veränderungen und um neue finanzielle Transferme­
chanismen. Das Konferenzergebnis wurde am 31 August 1979 in 
Wien unter dem Titel »Das Wiener Aktionsprogramm für Wis­
senschaft und Technologie im Dienste der Entwicklung<8 verab­
schiedet. Es ist in drei Teile gegliedert: 
I. DER A U S B A U DER W I S S E N S C H A F T L I C H E N U N D TECHNOLO­

GISCHEN KAPAZITÄTEN DER ENTWICKLUNGSLÄNDER 
A. Auf nat ionaler Ebene 
1. U m f a n g und Re ichwei te der Wissenschafts - und Technologiepol i ­

t ik 
2. Hauptbestandte i le der Wissenschaf t s - und Technologiepol i t ik für 

die Entwicklungsländer 
3. Maßnahmen und M e c h a n i s m e n z u m A u s b a u der wissenschaf t l i ­

c h e n und techno log i schen Kapazitäten der Entwicklungsländer 

B. Auf subregionaler , regionaler und interregionaler Ebene 
1. U m f a n g und Re ichwe i te der Politik wissenschaf t l i cher und techno­

logischer Z u s a m m e n a r b e i t 
2. Die Hauptbes tandte i l e der Politik wissenschaf t l i cher und technolo­

g ischer Z u s a m m e n a r b e i t 
3. Maßnahmen und M e c h a n i s m e n zum A u s b a u der wissenschaf t l i ­

c h e n und techno log i schen Kapazitäten der Entwicklungsländer auf 
subregionaler , regionaler und interregionaler E b e n e 

C. Auf internat ionaler E b e n e 
1. Die Rolle der entwicke l t en Länder im Prozeß des A u s b a u s der wis ­

senschaf t l i chen und techno log i schen Kapazitäten der Entwick­
lungsländer 

2. Die Rolle der internat ionalen Organisat ionen 
II. DIE N E U O R D N U N G DER B E S T E H E N D E N F O R M E N D E R IN­

T E R N A T ION A L E N B E Z I E H U N G E N IM W I S S E N S C H A F T S - U N D 
TECHNOLOGIEBEREICH 

A. Der Erwerb und Tranfer von Technolog ie 
B. Die Neustruktur ierung der internat ionalen In format ionssys teme 

im Wissenschafts - und Technolog iebere ich im S i n n e der Bedürf­
ni s se der Entwicklungsländer 

C. Die Förderung der internat ionalen wi s senschaf t l i chen und techno­
log i schen Z u s a m m e n a r b e i t im Diens t der Entwicklung 

D. Institutionel le Maßnahmen zur Durchführung der Strukturverän­
derung, die in der internat ionalen wis senschaf t l i chen und technolo­
g i s chen Z u s a m m e n a r b e i t zu bewirken ist 

III. DIE STÄRKUNG DER ROLLE D E R V E R E I N T E N N A T I O N E N IM 
W I S S E N S C H A F T S - U N D TECHNOLOGIEBEREICH U N D DIE BE­
REITSTELLUNG V E R M E H R T E R FINANZIELLER MITTEL 
Einle i tung zu Abschni t t III 

A. Die Formul ierung der Politik und Richt l inien 
B. Technologietransfer und -bewertung 
C. Wissenschaf t l i che und technolog i sche In format ionssys teme 
D. Die Aus- und Fortbi ldung v o n Fachkräften 
E. Inst i tutionel le Maßnahmen und Strukturveränderungen 
F. Weltwei te f inanziel le Maßnahmen 
1. Ziele 
2. Die Mittel d e s F i n a n z i e r u n g s s y s t e m s 
3. Weitere f inanziel le Mittel 
4. Die Bere i t s te l lung von Mitte ln für die Interims- und langfr is t igen 

Maßnahmen 
Organisatorisch hatte die Wiener Konferenz eine Reihe von Ver­
änderungen zur Folge. Das nach der Genfer Konferenz im Jahre 
1963 geschaffene Amt der Vereinten Nationen für Wissenschaft 
und Technologie (Office for Science and Technology), das unter 
Leitung eines Direktors aus einem westlichen Industrieland un­
mittelbar dem — traditionsgemäß französischen — Untergene­
ralsekretär für internationale wirtschaftliche und soziale Ange­
legenheiten unterstellt war, und als zentrales Sekretariat aller in 
den Vereinten Nationen mit Wissenschaft und Technologie be­
faßten Ausschüsse diente, wurde aufgelöst. An seine Stelle trat 
ein neugeschaffenes Zentrum für Wissenschaft und Technologie 
im Dienste der Entwicklung (Center for Science and Technology 
for Development), das geleitet wird von einem Beigeordneten 
Generalsekretär, der aus einem Entwicklungsland kommt und 
unmittelbar dem ebenfalls aus einem Entwicklungsland kom­
menden Generaldirektor für Entwicklung und internationale 
wirtschaftliche Zusammenarbeit untersteht. 
Die beiden ebenfalls als Ergebnis der Genfer Konferenz geschaf­
fenen Ausschüsse für wissenschaftliche Beratung (Advisory 
Committee on the Application of Science and Technology to De­
velopment, ACAST), dem zuletzt 28 Personen angehörten, und 
für Koordination zwischen den einzelnen Mitgliedern des UN-
Systems (Administrative Co-ordination Sub-Committee for 
Science and Technology) wurden aufgelöst9. An ihre Stelle tra­
ten das >Advisory Committee on Science and Technology for De-
velopment<, dem ebenfalls 28 Mitglieder angehören10, sowie die 
»Administrative Co-ordination Committee Task Force for 
Science and Technology for Developments Schließlich wurde 
der schon genannte Regierungsvertreterausschuß für Wissen­
schaft und Technologie im Dienste der Entwicklung (CSTD), ein 
Unterausschuß des ECOSOC, dem 54 Mitgliedsländer angehör­
ten, abgelöst durch den neugebildeten zwischenstaatlichen Aus­
schuß für Wissenschaft und Technologie im Dienste der Ent-
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Wicklung (IGCSTD), der allen interessierten Regierungen offen­
steht und unmittelbar an die Generalversammlung berichtet. 
Die Sekretariatsarbeiten dieser drei Ausschüsse werden wie 
ehemals vom Amt für Wissenschaft und Technologie nunmehr 
vom Zentrum für Wissenschaft und Technologie wahrgenom­
men. Die organisatorische Struktur in Fragen von Wissenschaft 
und Technologie innerhalb der Vereinten Nationen hat sich 
demnach im wesentlichen nicht verändert. Neu indessen ist als 
Ergebnis der Wiener Konferenz die Schaffung eines vom UN-
Entwicklungsprogramm (UNDP) weitgehend unabhängigen Fi­
nanzierungsinstruments für Wissenschafts- und Technologie­
projekte. Für eine Übergangszeit von zwei Jahren, die 1981 aus­
läuft, sollte aus freiwilligen Leistungen der Geberländer eine 
Summe von 250 Mill US-Dollar aufgebracht werden. Nach den 
Vorstellungen der Entwicklungsländer soll dieser Betrag inner­
halb der Dritten Entwicklungsdekade auf 500 Mill Dollar jähr­
lich erhöht werden. Daß dieses Ziel zu erreichen ist, erscheint im 
Licht der bisherigen Erfahrungen als fraglich. Der Interims-
Fond für die Jahre 1980 und 1981 hat statt der angestrebten 
125 Mill Dollar pro Jahr bisher lediglich Zahlungszusagen von 
rund 40 Mill erhalten. 

IV 
Der Zwischenstaatliche Ausschuß (IGCSTD) ist von der General­
versammlung beauftragt worden, das Wiener Aktionsprogramm, 
das integraler Bestandteil der Internationalen Entwicklungs­
strategie für die achtziger Jahre geworden ist, in konkrete Maß­
nahmen umzusetzen. Um dieses Ziel zu erreichen, hat der Aus­
schuß das aus 118 Ziffern bestehende Wiener Aktionsprogramm 
in einen aus acht Programmgebieten bestehenden sogenannten 
operativen Plan11 umgeformt: 
1. Wissenschaft l iche und techno log i sche Entwicklungtipolit iken; 
2. Schaffung und Stärkung einer wi s senschaf t l i chen und t e c h n i s c h e n In­

frastruktur; 
3. Auswahl , Erwerb und Transfer v o n Technologien; 
4. Entwicklung menschl i cher Res sourcen für Wissenschaf t und Techno­

logie; 
5. F inanzierung von Wissenschaf t und Technolog ie im Diens te der Ent­

wicklung; 
6. Wissenschaft l iche und technolog i sche Information; 
7. Verstärkte Forschung und Entwicklung in und für Entwicklungslän­

der und ihre Verbindung mit d e m Produktionssektor; 
8. Verstärkte Zusammenarbe i t auf d e m Gebie t von Wissenschaf t und 

Technolog ie zwi schen Entwicklungsländern und entwicke l t en Län­
dern. 

Der Generaldirektor für Entwicklung und internationale wirt­
schaftliche Zusammenarbeit ist gehalten, alle zwei Jahre dem 
Regierungsvertreterausschuß einen Bericht vorzulegen, aus 
dem die Fortschritte in der Umsetzung des Wiener Aktionspro­
gramms zu erkennen sind. An dieser Implementierung sollen 
nicht nur alle Mitgliedsorganisationen des UN-Systems durch 
entsprechende Neuformulierung ihrer eigenen autonomen Pro­
gramme mitwirken, sondern es wird ausdrücklich erwartet, daß 
die nationalen Regierungen das Wiener Programm in ihren na­
tionalen Plänen sowie in ihrer bilateralen und multilateralen Zu­
sammenarbeit berücksichtigen. Man hofft ebenfalls, daß die Re­
gierungsorganisationen, die nicht zum UN-System gehören, und 
die auf dem Gebiet von Wissenschaft und Technologie besonders 
wichtigen Nicht-Regierungsorganisationen konkrete Beiträge 
zur Durchführung des Aktionsprogramms leisten. 
Die Schwierigkeiten bei der Bewältigung dieser riesigen Auf­
gabe sind erheblich. Sowohl das Wiener Aktionsprogramm wie 
auch der aus ihm abgeleitete operative Plan sind in sehr allge­
meiner Sprache formuliert. Es ist daher zwar für die einzelnen 
Sonderorganisationen des UN-Systems relativ einfach, ihre eige­
nen laufenden Programme, die sie auf Grund ihrer autonomen 
Mandate ausführen, in die Programmgebiete des operativen 
Plans umzuschreiben. Dieses alleine würde jedoch allenfalls 
eine größere Programmtransparenz, nicht aber notwendiger­
weise die erhofften neuen Aktivitäten bewirken. Diese können 
allein durch eine Zufuhr neuer finanzieller Mittel oder aber 
durch die Umorientierung bestehender Programme auf die Ziele 
des Wiener Aktionsprogramms erreicht werden. 
Zur längerfristigen Bereitstellung selbst relativ bescheidener 
neuer finanzieller Mittel haben sich die in Frage kommenden 
Geberländer einschließlich der OPEC-Staaten bisher nicht be­
reiterklärt. 
Die Neuorientierung bestehender Programme oder das Ablösen 
bestimmter laufender Aktivitäten zugunsten des Wiener Ak­
tionsprogramms erweist sich selbst bei denjenigen Ländern als 
schwierig, die dazu prinzipiell bereit wären, weil der operative 
Plan wenig Raum für konkrete Projekte bietet. Eine ganz allge­
meine Schwierigkeit ist hierbei, daß das Thema Wissenschaft 
und Technologie als solches zu abstrakt ist, es sei denn, es würde 

Den Sitz Kamputscheas, des frühe­
ren Kambodscha, in den Vereinten 
Nationen nimmt vorerst weiterhin 
das »Demokratische Kamputschea< 
ein. Die westlichen und blockfreien 
Staaten, die die Regierung der 
»Volksrepublik Kamputschea< in 
Phnom Penh nicht anerkennen, wol­
len diese Haltung aber nicht als Billi­
gung des Systems der Roten Khmer 
verstanden wissen, sondern als Pro­
test gegen die fortdauernde Anwe­
senheit vietnamesischer Truppen in 
dem südostasiatischen Land. Die Er­
eignisse um den Sturz des blutbe­
fleckten Pol-Pot-Regimes an der Jah­
reswende 1978/79 wurden im Januar 
1979 im Sicherheitsrat kontrovers 
diskutiert (siehe VN 1/1979 S. 27 f.); 
Norodom Sihanouk vertrat damals 
das Regime, das ihn zuvor gefangen­
gehalten hatte. Im November 1979 
forderte die UN-Generalversamm­
lung den »sofortigen Abzug aller aus­
ländischen Kräfte« aus dem Land, im 
Oktober 1980 berief sie eine Kampu-
tschea-Konferenz ein, die im Juli 1981 
in New York stattfand — freilich 
ohne Vietnam und ohne die neue Re­
gierung in Phnom Penh. 

Kambodscha 7 
Problem 
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Einfall der Vietnamesen 
Bildung einer von Vietnam 
abhängigen Regierung 

Rückzug der Roten Khmer 
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Guerilla-Aktionen 

USA und ASEAN-Staaten 
fordern den Abzug der 
Vietnamesen und Neu­
wahlen 
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in konkrete Einzelgebiete wie Energie, Gesundheit, Ernährung, 
Transport, Infrastruktur etc. aufgelöst. Die verschiedenen Rah­
menveranstaltungen zur Vorbereitung der Wiener Konferenz 
unter der Schirmherrschaft von ACAST haben auf diesen we­
sentlichen Umstand immer wieder warnend hingewiesen12. 
Nachdem die Wiener Konferenz, wie schon ausgeführt, nicht 
eine Veranstaltung war, auf der die Inhalte von Wissenschaft 
und Technologie als Problemlösungspotential innerhalb einer 
weltweiten Entwicklungsstrategie zur Diskussion standen, son­
dern vielmehr die diplomatisch negozierbaren Modalitäten zum 
Zutritt zu Wissenschaft und Technologie, sollte das vorliegende 
Konferenzergebnis nicht überraschen. Jedenfalls wäre es ver­
früht, über die Nachhaltigkeit der Rolle des Wiener Aktionspro­
gramms innerhalb der internationalen Entwicklungsstrategie 
für das kommende Jahrzehnt ein endgültiges Urteil zu sprechen. 
Wie in jeder anderen Frage, die die multilaterale Zusammenar­
beit betrifft, ist letztlich für den Erfolg entscheidend das Ausmaß 
der Kooperationbereitschaft der Regierungen und die Findigkeit 
der beteiligten Sekretariate, originelle Lösungen entscheidungs­
reif vorzubereiten. 

V 
Beschloß die Wiener Konferenz über Wissenschaft und Techno­
logie im Dienste der Entwicklung den Reigen der großen UN-
Konferenzen der siebziger Jahre, so war die Konferenz der Ver­
einten Nationen über neue und erneuerbare Energiequellen, die 
vom 10. bis 21.August 1981 in Nairobi stattfand, die erste dieser 
Art von Veranstaltungen innerhalb der Dritten Entwicklungsde­
kade. Trotz ihrer engen thematischen Berührung und trotz man­
cher Ähnlichkeit in der Art ihrer organisatorischen Vorberei­
tung sind Stil wie Ergebnis beider Konferenzen kaum vergleich­
bar. 
Hatte die Wiener Konferenz das >Handicap<, ein im Grunde we­
nig faßliches Thema zum Inhalt zu haben, so war es die beson­
dere Schwierigkeit der Konferenz in Nairobi, zwar das hochak­
tuelle Gebiet der Energie weltweit zu behandeln, aber mit der po­
litisch bedingten Einengung des Konferenzthemas, allenfalls für 
15 Prozent des derzeitigen Energieverbrauchs relevant zu sein. 
Die konventionellen, nicht erneuerbaren Energiequellen Erdöl, 
Erdgas und Kohle wurden nicht einbezogen. Die verschiedenen 
Anwendungen der Kernenergie wurden wegen ihrer techni­
schen Komplexität, aber auch aus naheliegenden politischen 
Gründen in diesem Zusammenhang nicht behandelt. In Nairobi 
wurden acht neue bzw. erneuerbare Energiequellen unter tech­
nischen und wirtschaftlichen Aspekten wie auf ihre politische 
Relevanz im Nord-Süd-Dialog beleuchtet: Sonnenenergie, Was­
serenergie, Biomasse, Brennholz und Holzkohle, Ölschiefer und 
Teersande, Meeresenergie, Torf, tierische Arbeitskraft13. 
Die Konferenz hatte sich fünf Ziele gesetzt: 
> Verständnis zu wecken für die besondere Rolle von neuen 

und erneuerbaren Energiequellen in der absehbaren Ener­
gie-Umstellung, die die Menschheit künftig zu bewältigen ha­
ben wird; 

> auf nationaler Ebene die Schaffung von Institutionen anzure­
gen zur wirksamen Umsetzung der auf der Konferenz ent­
wickelten Konzepte; 

> Verabschiedung eines Programms zu internationaler Zusam­
menarbeit für die Entwicklung neuer und erneuerbarer Ener­
giequellen; 

> Anregung für die nationale Verwendung und den internatio­
nalen Transfer von Ressourcen, die die Anwendung neuer 
und erneuerbarer Energien fördern; 

> Mobilisierung und Intensivierung von Programmen des Sy­
stems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet neuer und er­
neuerbarer Energien. 

Wie bei allen UN-Konferenzen dieser Art gipfelte das Konferenz­
ergebnis in der Verabschiedung eines Aktionsprogramms, das 

den Rahmen absteckte für die Erreichung der obengenannten 
fünf Konferenzziele14. 
Anders als bei der Wiener Konferenz war jedoch in Nairobi kein 
Konsens zu erzielen gewesen über die Schaffung eines neuen 
Fonds, aus den; die vorgeschlagenen Aktivitäten finanziert wer­
den sollen. Anders als in Wien ist auch die Frage des künftigen 
politischen Forums, auf dem das Konferenzthema weiterbehan­
delt werden soll, offengeblieben. Eine Gruppierung war der Auf­
fassung, der bestehende UN-Ausschuß für natürliche Ressour­
cen, ein Unterausschuß des ECOSOC, sollte (möglicherweise in 
erweiterter Form, d. h. offen für die Mitarbeit sämtlicher interes­
sierter Staaten) für die Folgearbeiten verantwortlich sein. An­
dere wünschten die Schaffung eines neuen Energieausschusses, 
in dem sämtliche Energiefragen, nicht nur die der neuen und er­
neuerbaren Energien, inhaltlich behandelt werden sollen. Diese 
bis zuletzt umstri t tene Frage wurde ebenso wie die Frage nach 
der optimalen Sekretariatsorganisation zur erneuten Behand­
lung an den Vorbereitungsausschuß der Nairobi-Konferenz ver­
wiesen, der — ein Unikum in der UN-Geschichte — ein Jah r 
nach Abschluß der eigentlichen Konferenz eigens noch einmal 
zusammentreten soll15. 

VI 
In keinem Jahrzehnt zuvor wurde die Öffentlichkeit mehr mit 
globalen Zukunftsvisionen, mit Weltentwicklungsmodellen und 
mit Vorschlägen zu weltweiten Entwicklungsstrategien konfron­
tiert als während der Zweiten Entwicklungsdekade der Verein­
ten Nationen, d. h. in den siebziger Jahren1 6 . Am meisten zur po­
litischen Bewußtseinsbildung über das Ausmaß der Nord-Süd-
Problematik hat vermutlich in jüngster Zeit der Bericht der 
Brandt-Kommission beigetragen17. Die Formulierung der Stra­
tegie für die Dritte Entwicklungsdekade konnte daher — anders 
als bei beiden Vorläufern — von einer Fülle intellektueller Ent­
wicklungskonzepte bereichert werden. Daß das Projekt der 
neuen Entwicklungsstrategie von der Generalversammlung im 
Dezember 1980 von allen anwesenden Delegationen ohne förmli­
che Abstimmung angenommen worden ist, ist zwar Demonstra­
tion eines mehr und mehr aufkommenden Gefühls einer Weltso­
lidarität; indessen, wie der Vorsitzende des mit der Ausarbeitung 
des Strategieentwurfes beauftragten UN-Ausschusses, der Inder 
Muchkund Dubey, feststellte, kommt es nun darauf an, die er­
reichte Bewußtseinsschärfung in Politik zu übersetzen. 
Was innerhalb eines nationalen Planungskonzepts sich schon 
als schwierig erweist, nämlich der Umstand, daß die Umsetzung 
wissenschaftlicher und technologischer Ergebnisse in wirt­
schaftlich relevante Aktionen in der Regel länger dauert als die 
gesamte Laufzeit der jeweiligen Planungsperiode, gilt für ein 
weltweites Strategiekonzept mit seinem notwendigerweise noch 
höheren Abstraktionsgrad in noch größerem Maße. Es ist viel­
leicht dieser Umstand, der erklärt, warum die meisten Weltmo­
delle zwar dem Faktor Wissenschaft und Technologie eine He­
belwirkung für die angestrebte Veränderung des Ist-Zustandes 
zuerkennen, aber letztlich mit ihm wenig Konkretes anzufangen 
wissen. 
Um die wichtige Rolle von Wissenschaft und Technologie inner­
halb der neuen Dekade zu ermessen, wäre es deshalb verfehlt, al­
lein den diesem Thema gewidmeten Abschnitt innerhalb des 
Maßnahmenkatalogs der internationalen Entwicklungsstrategie 
ins Auge zu fassen. Die übrigen Sektoren — ob es sich nun um 
Industrialisierung, Ernährung und Landwirtschaft, technische 
Zusammenarbeit, Energie, Verkehrswesen oder wirtschaftliche 
und technische Zusammenarbeit zwischen Entwicklungslän­
dern handelt, um nur einige Abschnitte herauszugreifen — ent­
halten ausnahmslos starke wissenschaftlich-technologische 
Komponenten, ohne daß dies in der Regel ins Bewußtsein tritt. 
Erst eine Gesamtschau all dieser Faktoren läßt die bedeutende 
Querschnittsaufgabe von Wissenschaft und Technologie inner­
halb der Entwicklungsstrategie in ihrer rechten Größenordnung 
erkennen. 
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im Jahre 1980 ist Professor Dr. Rudolf Wittenzellner (München). 
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of the Vienna Programme of Action on Science and Technology for Develop­
ment). 
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Development of Science and Technology and their Impact on the Solution to 
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Technology and Society. Needs, Challenges and Limitations; V. Urquidi 
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13 Vgl. UNESCO-Kurier, Nr.7/1981, insb. S.17ff. 
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17 Das Überleben sichern. Gemeinsame Interessen der Industrie- und Ent­
wicklungsländer (Bericht der Nord-Süd-Kommission), Köln (Kiepenheu­
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Der Ost-West-Gegensab darf nicht auf den Süden übergreifen 
Rede des Bundesaußenministers vor der 36. UN-Generalversammlung (23. September 1981) 

Herr Präsident! Zu Beginn möchte ich Ihnen die Glückwünsche der Bundesregierung zu Ihrer Wahl in dieses hohe Amt überbringen. Wir sehen in Ihnen eine Persönlichkeit, die sich in langjähriger Tätigkeit für die Vereinten Nationen in herausragender Weise bewährt hat, und wir sehen in Ihnen den Vertreter eines der führenden Länder der blockfreien Bewegung, mit dem uns seit langem gute Beziehun­gen verbinden. Ich möchte zugleich dem Präsidenten der 35. General­versammlung, Rüdiger von Wechmar, den Dank meines Landes aus­drücken. Er hat sein Amt im Bewußtsein der neuen Realität der welt­weiten gegenseitigen Abhängigkeit ausgeübt. Dabei konnte er auf die volle Zustimmung und Unterstützung der Bundesrepublik Deutschland zählen. Ihnen, Herr Generalsekretär, danke ich für die vertrauensvolle Arbeit, die Sie auch im abgelaufenen Jahr für unsere Weltorganisation geleistet haben. Als neues Mitglied der Vereinten Nationen möchte ich Vanuatu herzlich willkommen heißen. Herr Präsident, seit nunmehr einem Jahrzehnt ist die Weltwirtschaft in einer Umstellungskrise: Inflation, Rezession, Arbeitslosigkeit in den Industriestaaten und vor allem: Stillstand, ja Rückgang der Pro­Kopf-Einkommen in vielen Entwicklungsländern. Die Not der Ar­men in der Dritten Welt nimmt zu. Gleichzeitig wächst die Weltbevöl­kerung rapide weiter. Von 4,5 Milliarden steigt sie in den nächsten 20 Jahren auf etwa 6,5 Milliarden. Für 2 Milliarden Menschen — das entspricht der Bevölkerung von 2 000 völlig neuen Millionenstädten — müssen also Nahrung, Kleidung und Wohnung, Schulen und Ar­beitsplätze geschaffen werden. Die Menschheit steht als Ganzes vor großen globalen Herausforderungen. Und doch — dies ist das Bestür­zende —, nicht diese Probleme stehen im Mittelpunkt der Weltpolitik und des Weltinteresses. Die Schlagzeilen der Weltpresse künden viel­mehr von Rüstungswettlauf und Spannungen zwischen den Staaten, von Krieg, Bürgerkrieg, Intervention. 
In einer Zeit, in der durch globale Interdependenz globale Zusam­menarbeit zu einer Frage des Überlebens geworden ist, läuft die Menschheit Gefahr, erneut ihre Kräfte gegeneinander zu kehren! Jetzt, da wir unsere materiellen wie geistigen Ressourcen auf die Be­wältigung der Strukturkrise der Weltwirtschaft, auf die Entwicklung der Dritten Welt, auf die Aufrechterhaltung der Lebensbedingungen auf unserem Planeten konzentrieren müßten, -verden 500 Milliar­den Dollar für Rüstung vergeudet! Unsere Kinder und unsere Enkel werden uns aber allein danach beurteilen, ob es uns gelungen ist, die Weichen auf Frieden, auf Entwicklung, auf Überleben zu stellen, oder ob wir abgleiten in Konfrontation, Wettrüsten und schließlich in die Katastrophe. 
I. Wir können den Weltfrieden nur bewahren und die großen Heraus­forderungen für die Menschheit nur meistern, wenn alle Staaten nach den Grundsätzen handeln, die den Bestimmungen und dem Geist der Charta der Vereinten Nationen entsprechen. Das erfor­dert: 

HANS-DIETRICH GENSCHER 

1. Gewaltverzicht, das heißt Verzicht auf die Anwendung und auf die Androhung von Gewalt. Alle Konflikte müssen friedlich gelöst werden. 2. Kein Streben nach Vorherrschaft; keine Einmischung in die inne­ren Angelegenheiten anderer Länder, Respektierung des Selbst­bestimmungsrechts aller Völker. 
3. Verantwortliches Handeln im Bewußtsein der globalen gegensei­tigen Abhängigkeit; Mäßigung und Zurückhaltung bei der Durch­setzung eigener Interessen. 
4. Bereitschaft zum Dialog, zur Verhandlung und zur Zusammenar­beit. 5. Kein Streben nach Übergewicht, Wille zum Gleichgewicht auf möglichst niedrigem Niveau der Rüstungen; aktive Friedens­sicherung durch Zusammenarbeit in Fragen der internationalen Sicherheit und insbesondere der Rüstungskontrolle und Abrü­stung. 
6. Überwindung des Nord-Süd-Gegensatzes als Politik weltweiter Partnerschaft und Friedenssicherung. Für die Lösung der globalen Probleme kommt der Entwicklung des Ost-West-Verhältnisses eine überragende Bedeutung zu. Zu Beginn der siebziger Jahre hofften wir alle, daß es gelänge, die Gegensätze zwischen Ost und West zunehmend zu vermindern und die Zusam­menarbeit auszuweiten. Die erste Hälfte des Jahrzehnts brachte in der Tat große Fortschritte in den Ost-West Beziehungen. Jetzt j edoch hat sich der Ost-West-Gegensatz erneut verschärft; er droht, den Nord-Süd-Dialog wieder an den Rand zu drängen, ja, der Ost-West-Gegensatz droht auf den Süden überzugreifen. Das darf nicht ge­schehen! Ost und West müssen alles tun, um wieder Kurs zu gewin­nen auf Stabilisierung ihres Verhältnisses und auf Zusammenarbeit. Ost und West dürfen auf gar keinen Fall ihren Gegensatz auf die Dritte Welt übertragen. Die Länder des Südens haben Probleme ge­nug, sie dürfen nicht noch zum Austragungsort des Ost-West-Gegen­satzes gemacht werden. 
II. Herr Präsident, Verhandlungen über Rüstungskontrolle und Abrü­stung mit dem Ziel des Gleichgewichts auf möglichst niedrigem Ni­veau sind dringender denn je. Es darf nicht zu einem neuen Rü­stungswettlauf kommen. In den siebziger Jahren hat die UdSSR in allen Rüstungsbereichen außerordentliche Anstrengungen unter­nommen. Ihnen standen auf westlicher Seite keine vergleichbaren Anstrengungen gegenüber, im Gegenteil. Mit großer Sorge mußte der Westen beobachten, wie die Sowjetunion nicht nur ihre Überle­genheit bei den konventionellen Streitkräften weiter steigerte, son­dern gleichzeitig ihre nuklearen Mittelstreckenwaffen vermehrte und ihnen besonders mit der SS-20-Rakete eine neue Qualität gab. Unsere Sorgen darüber können nur von uns genommen werden, wenn die schon laufenden und die geplanten Verhandlungen zwi­schen Ost und West zum Erfolg geführt werden. Die Bundesregie-
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